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Verdacht des Vergehens nach § 3g Verbotsgesetz (Verdacht der gröblichen Verharmlosung von NS-Verbrechen) durch 

Dr. Susanne Winter

Begründung:

1. Zum Tatbild des § 3g Verbotsgesetz

Tatbildlich im Sinne des § 3g VerbotsG handelt, wer sich auf andere als in den §§ 3a bis 3f bezeichnete Weise im nationalsozialistischen Sinne betätigt. Der Tatbestand des § 3g soll jede Form der NS-Betätigung erfassen, worunter die Rechtsprechung versteht, dass Zielsetzungen der NSDAP zu neuem Leben erweckt werden sollen (OGH 29.6.1962, 9 Os 12/62). Betätigung im nationalsozialistischen Sinn ist schon durch die Förderung entweder einzelner typischer nationalsozialistischer Programmpunkte oder auch durch ein Gesamtverhalten, welches aus mehreren für sich alleine untypischen (weil nicht ausschließlich zum NS-Ideengut gehörigen) Komponenten besteht, wenn sich aus der Zusammenschau dieser Teilbereiche eine für den Nationalsozialismus typische Programmatik oder Zielsetzung ersehen lässt (SSt 1987/40 = LSK 1986/104; 9 Os 12/62). Die Zielsetzung und abstrakte Eignung des Verhaltens, den Nationalsozialismus zu neuem Leben zu erwecken, muss gegeben sein. Für das tatbildliche Verhalten ist jedoch kein ausdrücklicher Zusammenhang erforderlich, es genügt ein innerer Zusammenhang mit dem Nationalsozialismus.

In der Rechtsprechung für sich alleine bereits tatbildlich (als typisch für den historischen Nationalsozialismus) sind u.a. eine völlig einseitige propagandistisch vorteilhafte Stellungnahme zu wesentlichen Inhalten des Nationalsozialismus, wie Rechtfertigungsversuche, Verharmlosung, Beschönigung, Leugnung oder Gutheißen von NS-Gewaltverbrechen, NS-Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen den Frieden, Leugnung des Angriffskrieges, Glorifizierung der Person und des „Lebenswerkes“ Hitlers, Verherrlichung des sogenannten „Anschlusses“, Verunglimpfung von Personen, die Widerstand geleistet haben, eine Verflechtung von Antisemitismus mit der Verherrlichung des sogenannten „deutschen Vaterlandes“, äußere Manifestationen nationalsozialistischen Gedankengutes, die Verwendung des traditionellen Sprachgebrauches der NSDAP.

2. Passagen aus der Aussendung von Dr. Susanne Winter an Grazer Schulen (siehe Beilage)

Der Text der Aussendung von Dr. Susanne Winter liegt als pdf-Datei bei.
3. Die subjektive Tatseite

Auf der subjektiven Tatseite ist (bedingter) Vorsatz erforderlich, sich im nationalsozialistischen Sinne zu betätigen. Das entsprechende Vorhandensein des innerseelischen Sachverhaltes, den das subjektive Tatbestandsmerkmal voraussetzt, lässt sich bei Dr. Susanne Winter insbesondere aus folgenden drei Umständen erschließen:

1. Bewerbung des nach dem Verbotsgesetz verurteilten Walter Ochsenberger als Vortragenden für Grazer Schulen

2. Bezeichnung des Verbotsgesetzes als undemokratisch

3. Benennung Herrn Ochsenbergers als „Kämpfer“ gegen die „Verfälschung unserer Geschichte im Sinne der Sieger des 2. Weltkrieges“
Graz, 8. November 2007
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